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Betreff:

Anlagen:

Beschlussvorschlag

Geplante Verordnung des Regierungsprasidiums Tiibingen zur Festlegung der
Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Verordnung)
Stellungnahme der Gemeinde

Anlage 1: Lageplan FFH-Gebiete
Anlage 2: Schreiben Regierungsprasidium Tibingen vom 27.03.2018

Die Stadt Erbach verzichtet auf eine Stellungnahme zur geplanten FFH-Verordnung.

Uwe Gerstlauer

Achim Gaus
Burgermeister



1. Finanzielle Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen: [ ]ja [X] nein
Auswirkungen auf den Stellenplan: [ ]ja [X] nein

2. Sachdarstellung

Das Regierungsprasidium Tlbingen plant eine Verordnung zur Festlegung der Gebiete von gemeinschaft-
licher Bedeutung zu erlassen.

Die Offentlichkeitsbeteiligung findet vom 09.04.2018 bis 08.06.2018 statt (vgl. Veréffentlichung in den
Erbacher Nachrichten vom 15.03.2018).

Mit Schreiben vom 27.03.2017 hat das Regierungsprasidium die Beteiligung der Trager offentlicher Be-
lange eingeleitet. Die Stadt Erbach hat die Moglichkeit zur geplanten MaRnahme bis zum 09.07.2018 eine
Stellungnahme abzugeben (vgl. Anlage 2).

In dem Schreiben des Regierungsprasidiums sind ab Seite 2 die Griinde fir die geplante Verordnung an-
gegeben; insbesondere geht es um die Vermeidung eines Vertragsverletzungsverfahrens.

Die geplante Verordnung fuihrt auf Grund der in Deutschland bereits bestehenden Regelungen zu keinen
zusatzlichen rechtlichen Vorgaben und Verpflichtungen. Auch werden keine zusatzlichen FFH-Gebiete in
die Verordnung mit aufgenommen. Die fir Erbach geltenden Gebiete sind in Anlage 1 dargestellt und
sind deckungsgleich mit den bereits bestehenden FFH-Schutzgebietsverordnungen. Detailkarten sind
unter dem nachfolgenden Link einsehbar:
https://rp.baden-wiirttemberg.de/rpt/Service/Bekanntmachung/FFH-Verordnung/Seiten/default.aspx

Da sich aus Sicht der Verwaltung sowohl rechtlich als auch gebietsbezogen an den bestehenden FFH-
Gebieten nichts dndert, kann auf eine Stellungnahme zum geplanten Verfahren verzichtet werden.


https://rp.baden-württemberg.de/rpt/Service/Bekanntmachung/FFH-Verordnung/Seiten/default.aspx
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